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Geſetz, betreffend die Verfaſſung der Verwaltungsgerichte und das Verwaltungsſtreitverfahren, S. 375. 
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(Nr. 8337.) Geſetz, betreffend die Verfaſſung der Verwaltungsgerichte und das Verwaltungs- 
ſtreitverfahren. Vom 3. Juli 1875. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen x. 
verordnen, mit Zuſtimmung beider Häuſer des Landtages, für den geſammten 
Umfang der Monarchie, was folgt: 
Titel I. 
Von den Verwaltungsgerichten. 


§. 1. 
Die Gerichtsbarkeit in ſtreitigen Verwaltungsſachen wird durch Ver⸗ 
waltungsgerichte ausgeübt. 


gericht (F. 8.) R 
pröſtdenten ein Bezirks 
Monarchie beſteht zu B 


Die ſachliche Zuſtändigkeit 


$. 3. 
„ Kreisverwaltungsgerichte, der Bezirks⸗ 


gsgerichts, ſoweit ſie in erſter Inſtanz 


— 


ns, 


verwaltungsgerichte und des Oberverwa 
zu erkennen haben, wird durch beſondere Geſetze beſtimmt. x 
Wo in beſonderen Geſetzen das Verwaltungsgericht genannt wird, iſt de 
darunter das Bezirksverwaltungsgericht zu verſtehen a 
Die Bezirksverwaltungsgerichte treten überall an die Stelle der Deputa- J 
tionen für das Heimathweſen. a PER 
F. 4. 
Die Bezirksverwaltungsgerichte entſcheiden auf die Berufungen gegen die N 
in ſtreitigen Verwaltungsſachen ergangenen Endurtheile der Kreisverw 7 
gerichte, ſoweit nicht nach befonderen Geſetzen . N 
55 DE 
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a) dieſe Urtheile im Verwaltungsſtreitverfahren endgültig ſind, oder ö 
) b) die Entſcheidung auf die Berufung gegen dieſelben anderen Behörden 
\ übertragen ift. 
1 Die Gu dee entſcheiden endgültig auf die Beſchwerden, 
welche die Leitung des Verfahrens in den bei den Kreisverwaltungsgerichten 
anhängigen ſtreitigen Verwaltungsſachen zum Gegenſtande haben. 


F., 5 

Das Oberverwaltungsgericht entſcheidet in ſtreitigen Verwältun 1080 
auf die Berufung gegen die von den Bezirksverwaltungsgerichten in erste n⸗ 
ſtanz, ſowie auf das Rechtsmittel der Reviſion gegen die von den Bezirksder⸗ 
waltungsgerichten in zweiter Inſtanz erlaſſenen Endurtheile / ſoweit nicht nach 
beſonderen Geſetzen 5 i 

. a) dieſe Urtheile im Verwaltungsſtreitverfahren en gültig ſind, oder 

. b) die Entſcheidung auf die Beſchwerde gegen dieſelben anderen Behörden 

1 übertragen iſt. g 

Das Oberverwaltungsgericht entſcheidet desgleichen auf die Beſchwerden, 

welche die Leitung des Verfahrens in den bei d Bezirksverwaltungsgerichten 
anhängigen ſtreitigen Verwaltungsſachen zum Gegenſtande haben. 


$. 6. 
Die Endurtheile in ſtreitigen Verwaltungsſachen werden, ſoweit nicht nach⸗ 
ſtehend ein anderes beſtimmt iſt, auf Grund mündlicher Verhandlung unter den 
Parteien erlaſſen. 
Auch vor Erlaß aller fonftigen / 
mündliche Verhandlung anberaumt 


eſchlüſſe und Entſcheidungen kann eine 
erden. 
Se 
en ſich finn g Rechtshülfe zu leiſten. Sie 


Die ee h 
er ihnen im Inſtanzenzuge vorgeſetzten Verwaltungs⸗ 


haben den Aufträgen 
gerichte Folge zu leiſten. 

Die im Agen vorgeſetzten Verwaltungsgerichte ſind zur Vornahme 
allgemeiner Geſchäftsreviſionen befugt. 


Titel II. 
on den Kreisverwaltungsgerichten. 


§. 8. 
tungsgericht iſt der Kreisausſchuß. Die , der i 
Kreisordnung „über den Geſchäftsgang bei den Kreisausſchüſſen ſind unbeſchadet 
der beſonderen Vorſchriften des gegenwärtigen Geſetzes auch für das Verwaltungs⸗ 
ſtreitverfahren maßgebend. 
den Stadtkreiſen tritt, ſoweit nicht ſchon in erſter Inſtanz das 
Bezirksxerwaltungsgericht zu erkennen hat, an die Stelle des Kreisausſchuſſes 
0 0 Verrichtungen nach Vorſchrift der Geſetze zu berufende ſtädtiſche 
Behörde. 
In den Hohenzollernſchen Landen tritt an die Stelle des Kreisausſchuſſes 
ir Amtsausfchuß. 9 88 
ite 


N Titel III. 
Von den Bezirksverwaltungsgerichten. 


nennt der König ferner aus der Zahl der am Sitze des ae altungs⸗ 
gerichts ein richterliches, beziehungsweiſe ein höheres Verwaltungsamt ekleidenden 


Beamten einen Stellvertreter; die Ernennung der Stellvertreter 


8. 
i gsgerichts werden auf 
drei Jahre aus den Einwohnern ſeines Sprengels durch die rovinzialvertretung 
gewählt. In gleicher Weiſe 1 letztere drei bis ſechs Stellvertreter, über deren 
Einberufung das Geſchäftsregulativ beſtimmt. Die Dauer der Wahlperiode kann 
durch das Provinzialſtatut anders beftimmt werden. Wählbar iſt, mit Aus⸗ 
nahme der Oberpräſidenten, Regierungspräſidenten u Vizepräſidenten, der Vor⸗ 
ſteher Königlicher Polizeibehörden und der Landräthe/ jeder zum Provinziallandtage 
wählbare Angehörige des Deutſchen Reichs. N 
$. 10. 

Den Direktor vertritt im Vorſitz das zweite der ernannten Mitglieder und, 
wenn auch dieſes verhindert iſt, der für den Direktor in feiner Eigenſchaft als 
Mitglied des Bezirksverwaltungsgerichts ernannte Stellvertreter. 
94115 i 

Scheidet ein gewähltes Mitglied oder ſtellvertretendes Mitglied innerhalb 
der Wahlperiode aus, ſo wird für den Reſt der letzteren ein anderes Mitglied 
beziehungsweiſe ſtellvertretende Mitglied von dem Provinzialausſchuſſe beſtellt. 
$. 12. 


lieder und ſtellvertretenden Mitglieder werden durch 

den Vorſitzenden vereid lieder unter⸗ 

liegen in dieſer ihre orſchriften des Geſetzes, etreffend die 
Dienſtvergehen der Mai 1851. (Geſetz⸗Samml. S. 218.), 
i beziehungsweiſe ärz 1856. (Geſetz⸗Samml. S. 201.). 


Or. 8337.) 555 $. 14. 


5 


„ 
en 


Be $. 14. 

Im Uebrigen wird der Geſchäftsgang bei dem Bezirksverwaltungsgerithte, 
ebenſo wie die Beſtellung der erforderlichen Subaltern⸗ und Unterb en, durch 
ein von dem Miniſter des Innern zu erlaſſendes Regulativ 


$. 15 
Die gewählten Mitglieder und der ellvertreter erhalten Tagegelder 
und Reiſekoſten nach den für St amte der vierten Rangklaſſe beſtehenden 
geſetzlichen Beſtimmungen. b 


$. 16. . 
Alle Einnahmen des Bezirksverwaltungsgerichts fließen zur Staatskaſſe. 
Derſelben fallen auch alle Ausgaben zur Laſt. 


Titel IV. 
Von dem Oberverwaltungsgerichte. 


$. 17. 
Das Oberverwaltungsgericht beſteht aus einem Präſidenten, den Senats⸗ 
präſidenten ($. 26.) und der erforderlichen Anzahl von Räthen. Die eine Hälfte 
der Mitglieder des Oberverwaltungsgerichts muß zum Richteramte, die andere 
Hälfte zur Bekleidung von höheren Verwaltungsämtern befähigt ſein. 
Zum Mitgliede des Oberverwaltungsgerichts kann nur ernannt werden, 
wer das dreißigſte Lebensjahr vollendet hat. 


$. 18. 

Die Mitglieder des Oberverwaltungsgerichts werden auf den Vorſchlag 
des Staatsminiſteriums vom Könige ernannt. Die Ernennung erfolgt auf 
Lebenszeit. 

195 

Die Mitglieder des Oberverwaltungsgerichts können ein beſoldetes Neben— 
amt nur in den Fällen bekleiden, in denen das Geſetz die Uebertragung eines 
ſolchen Amtes an etatsmäßig angeſtellte Richter geſtattet. 

2 


| „20. 

Die Mitglieder des * unterliegen, vorbehaltlich der 

Beſtimmungen der $$. 21. ff., keinem Disziplinarverfahren. 
F. 21. 

Iſt ein Mitglied zu einer Strafe wegen einer entehrenden Handlung oder 
zu einer Freiheitsſtrafe von längerer als 5 er Dauer rechtskräftig ver⸗ 
urtheilt, jo kann es durch Plenarbeſchluß des O erverwaltungsgerichts ſeines 
Amtes und ſeines Gehalts für verluſtig erklärt werden. 


i $. 22. N 
Iſt wegen eines Verbrechens oder Vergehens das Hauptverfahren gegen 
ein Mitglied eröffnet, ſo kann die vorläufige Enthebung deſſelben von ſeinem 
Amte durch Plenarbeſchluß des Oberverwaltungsgerichts ausgeſprochen werden. 
Wird gegen ein Mitglied die Unterſuchungshaft verhängt, ſo tritt für die 
Dauer derſelben die vorläufige Enthebung von echtswegen ein. 1 
urch 


WN Nr, rennen een N 
— 5. 7 > 1 5 5 * x 5 * 1 x 


ne Durch die vorläufige Enthebung wird das Recht auf den Genuß des Ge⸗ 
halts nicht berührt. 


— 


h er $. 23. 

. Wenn ein Mitglied durch ein körperliches Gebrechen oder durch Schwäche 
hi feiner körperlichen oder geiftigen Kräfte zur Erfüllung feiner Amtspflichten dauernd 
10 unfähig wird, ſo tritt ſeine Verſetzung in den Ruheſtand gegen ewährung eines 
1 Ruhegehalts ein. 

N 8. 24. 


Wird die Verſetzung eines Mitgliedes in den Ruheſtand nicht beantragt, 
obgleich die Vorausſetzungen derſelben vorliegen, ſo hat der Präſident an das 
Mitglied die la zu erlaſſen, binnen einer beftinnmten Friſt den Antrag 
zu ſtellen. Wird dieſer Aufforderung nicht Folge geleiſtet, ſo iſt die Verſetzung 
in den Ruheſtand durch Plenarbeſchluß des Oberverwaltungsgerichts aus⸗ 
zuſprechen. 

$. 25. 


Für das nach Maßgabe der $$. 21. 22. Abſ. 1. und $. 24. einzuleitende 
Verfahren gelten die folgenden Beſtimmungen: 


1) Der Präſident ernennt aus der Zahl der Mitglieder des Oberverwal⸗ 
tungsgerichts einen Kommiſſar. 

Der Kommiſſar hat die das Verfahren begründenden Thatſachen 
zu erörtern, erforderlichenfalls den Beweis unter Vorladung des be⸗ 
theiligten Mitgliedes zu erheben und darüber Bericht zu erſtatten. 

Der Bericht iſt dem betheiligten Mitgliede 1 

2) Vor der Beſchlußfaſſung findet eine mündliche Verhandlung vor dem 
Sberverwaltungsgerichte ſtatt. In derſelben kann die mündliche Ver⸗ 
nehmung von Zeugen und Sachverſtändigen erfolgen. Das betheiligte 
Mitglied beziehungsweiſe ſein Kurator iſt zu hören. 

3) Das betheiligte Mitglied kann ſich des Beiſtandes oder der Vertretung 
eines Rechtsanwaltes bedienen, jedoch iſt das Oberverwaltungsgericht 
befugt, das perſönliche Erſcheinen des Mitgliedes unter der Warnung 
anzuordnen, daß bei ſeinem Ausbleiben ein Vertreter deſſelben nicht 
werde zugelaſſen werden. 

4) Die Einleitung des Verfahrens gegen den Präſidenten erfolgt durch 
den Stellvertreter deſſelben auf Grund eines Plenarbeſchluſſes des 
Oberverwaltungsgerichts. 


r 


26. 

Das Oberverwaltungsgericht kann auf Beſchluß des Staatsminiſteriums 
in Senate eingetheilt werden. 

Die Zuſammenſetzung der Senate erfolgt durch den Präſidenten mindeſtens 
auf die Dauer eines Geſchäftsſahres f 

Bei Beginn des Geſchäftsjahres werden für jeden Senat die ſtändigen 
91 15 und für den Fall ihrer Verhinderung die erforderlichen Vertreter be— 
zeichnet. 

(Nr. 8337.) $. 27. 
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| $. 27. 

Dem Präſidenten gebührt der Vorſitz im Plenum und in demjenigen 
Senate, welchen er ſich anſchließt; in den anderen Senaten führt ein Senats⸗ 
präſident den Vorſitz. 

Im Falle der Verhinderung des ordentlichen Vorſitzenden führt den Vorſitz 
im Plenum derjenige Senatspräſident und in den Senaten derjenige Rath des 
Senats, welcher das gedachte Amt am längſten bekleidet, und bei gleichem 
Dienſtalter derjenige, welcher der Geburt nach der Aelteſte iſt. 

| $. 28. 

Zur Faſſung gültiger Beſchlüſſe des Oberverwaltungsgerichts iſt die 
Theilnahme von wenigſtens fünf Mitgliedern erforderlich. 

Die Zahl der Mitglieder, welche bei Faſſung eines Beſchluſſes eine ent⸗ 
ſcheidende Stimme führen, muß in allen Fällen eine ungerade ſein. Iſt die 
Zahl der anweſenden Mitglieder eine gerade, ſo hat der zuletzt ernannte Rath 
und bei gleichem Dienſtalter der, der Geburt nach jüngere Rath kein Stimm⸗ 
recht. Dem Berichterſtatter ſteht jedoch in allen Fällen Stimmrecht zu. 

§. 29. 

Will ein Senat in einer Rechtsfrage von einer früheren Entſcheidung 
eines anderen Senats oder des Plenums abweichen, ſo hat er die Verhandlung 
und Entſcheidung der Sache vor das Plenum zu verweiſen. i 

Zur Faſſung von Plenarentſcheidungen iſt die Theilnahme von wenigſtens 
zwei Dritteln aller Mitglieder erforderlich. 

00 ö 

Im Uebrigen wird der Geſchäftsgang und die Vertheilung der Geſchäfte 
unter die Senate durch ein Regulativ geordnet, welches das Plenum des Ober: 
verwaltungsgerichts zu entwerfen und dem Staatsminiſterium zur Beſtätigung 
einzureichen hat. 

Die Kae der erforderlichen Subaltern- und Unterbeamten bei dem 
Oberperwaltungsgerichte erfolgt, inſoweit fie nicht durch das Geſchäftsregulativ 
dem Präſidenten überwieſen wird, durch das Staatsminiſterium. 


Titel V. 

Von der örtlichen Zuſtaͤndigkeit der Verwaltungsgerichte und von der 
Ablehnung der Gerichtsperſonen. 

S 3% i 
Zuſtändig in erſter Inſtanz iſt im Verwaltungsſtreitverfahren 
a) bei Anſprü welche in Beziehung auf Grundſtücke geltend gemacht 

werden, das Verw ericht der belegenen Sache, 

b) in allen ſonſtigen Fällen ige Verwaltungsgericht, in deſſen Be⸗ 


A 
zirk die in Anſpruch zu nehmende Perſon, Korporation oder öffentliche 
Behörde wohnt oder ren Sitz hat. — 5 


SR Pe ee 


gerichts ſteht im Fa 


F. 32. . 
Sind die Grundſtücke (F. 31.) in mehreren Gerichtsbezirken gelegen oder 
6 es zweifelhaft, zu welchem Gerichtsbezirke ſie gehören, ſo wird das zuſtändige 
ericht durch das im Inſtanzenzuge zunächſt höhere Gericht endgültig beſtimnit. 
Daſſelbe findet ſtatt, wenn die gleichzeitig in Anſpruch zu nehmenden Perſonen 
oder Korporationen in mehreren Gerichtsbezirken wohnen oder ihren Sitz 


haben. 1 
F. 33. 91 
Die Beſtimmungen der am Sitze des Gerichts geltenden bürgerlichen 
Prozeßgeſetze über Ausſchließung und Ablehnung der e ce ſind auch 
für das Verwaltungsſtreitverfahren maßgebend. ; 
| $. 34. 4 
Ueber das Ablehnungsgeſuch beſchließt das Gericht, welchem der Ab⸗ 
gelehnte 1 7 1 
Der Beſchluß, durch welchen das Geſuch für begründet erklärt wird, iſt 
endgültig. Wird das Geſuch für unbegründet erklärt ſo ſteht der mit demſelben 
zurückgewieſenen Partei die Beſchwerde an das, im Inſtanzenzuge zunächſt höhere 
Gericht zu. Die Beſchwerde iſt bei dem, im Inſtanzenzuge zunächſt höheren 
Gericht innerhalb zehn Tagen anzubringen; daſſelbe entſcheidet endgültig. 
8 Das im Inſtanzenzuge zunächſt vorgeſetzte Gericht entſcheidet desgleichen 
endgültig und beſtimmt das kosten Gericht, wenn das Gericht, dem das 
ausgeſchloſſene oder abgelehnte Mitglie angehört, bei deſſen Ausſcheiden beſchluß⸗ 


5 


unfähig wird. 8 


99 7 


führen in erſter Inſtanz. 
i 8. 35. 

Die Klage iſt dem zuſtändigen Gerichte ſchriftlich einzureichen. In der⸗ 
ſelben iſt ein beſtimmter Ankrag zu ſtellen und find die Perſon des Verklagten, 
der Gegenſtand des Anſppuchs, ſowie die den Antrag begründenden Thatſachen 
genau zu bezeichnen. . 

* 1 5 

Die Klage iſt⸗ dem Verklagten mit der Vorladung zur mündlichen Ver⸗ 
handlung 1 n. Die Jufcri gung kann vor Anberaumung der münd⸗ 
lichen Verhandlung mit der Aufforderung an den Verklagten erfolgen, ſeine 
ee einer beſtimmten, von einer bis zu vier Wochen zu 
bemeſſenden 05 ſt einzureichen. 

a, egenerklärung des Verklagten wird dem Kläger zugefertigt. 

£ $. 37. 

Stellt ſich der erhobene Anſpruch ſofort als rechtlich unzuläſſig oder 
unbegründet heraus, ſo kann die Klage ohne Weiteres durch einen mit Gründen 
nage Beſcheid fee le werden. Namens des Bezirksverwaltungs⸗ 

e des Einverſtändniſſes auch den beiden ernannten Mi 
(Nr. 8887) glie⸗ 


— 382 — 


gliedern, Namens des Kreisausſchuſſes auch dem Vorſitzenden deſſelben, der Erlaß 

eines ſolchen Beſcheides zu. In dem Beſcheide iſt dem Kläger zu eröffnen, daß 
derſelbe befugt ſei, innerhalb einer zehntägigen Friſt vom Tage der Zuftell 
an gegen den Beſcheid Einſpruch zu erheben und die Anberaumung der ni 
lichen Verhandlung zu beantragen. Wird kein Einſpruch . i 


Beſcheid vom Tage ſeiner Zuſtellung ab als Endurtheil. 


38. 
Allen Schriftſtücken find die als Beweismittel in Be: enommenen 
Urkunden im Original oder in Abſchrift beizufügen. Von en Schriftſtücken 
und deren Anlagen ſind Duplikate einzureichen. 6 
Das Gericht kann geeigneten Falls geſtatten, daß Hatt der Einreichung 
von 15 al die Anlagen ſelbſt zur Einſicht der Beth ligten in feinem Ge- 
ſchäftslokale offen gelegt werden. £ 
$. 39. 


f 
Zur mündlichen Verhandlung werden die Parteien unter der Verwarnung 
e daß beim Ausbleiben nach Lage der Verhandlungen werde entſchieden 
werden. Den Parteien ſteht es frei, ihre thatſächlichen Erklärungen, ſoweit ſolche 
nicht vorab von ihnen erfordert worden waren (FJ. 36.), vor dem Termine ſchrift⸗ 
lich einzureichen. . 


s aufgeklärt und die ſachdienlichen Anträge von den Parteien geſtellt 
werden. . i 
Er kann einem Mitgliede des Gerichts geftatten, das Fragerecht auszuüben. 
Eine Frage iſt zu ſtellen, wenn das Gericht dieſe für angemeſſen erachtet. 
6 $. 42. ale 
ie mündliche Verhandlung erfolgt in öffentlicher Sitzung des Gerichts. 
Die Oeffentlichkeit kann durch einen öffentlich zu verkündigenden Beſchluß 
ausgeſchloſſen werden, wenn das Gericht dies aus Gründen des öffentlichen 
hls oder der Sittlichkeit für angemeſſen erachtet. f 
Der 


Dier Vorſitzende kann aus der öffentlichen Sitzung jeden Zuhörer entfernen . 
laſſen, der Zeichen des Beifalls oder des Mißfallens giebt oder Störung irgend 
einer Art verurſacht. 8. 43 a 4 


Die Parteien ſind in der Wahl der von ihnen zu beſtellenden Bevolimäd 
Fl 


tigten nicht beſchränkt. Be. 1 
Das Gericht kann Vertreter, welche, ohne Rechtsanwalte zu ſein die Ver⸗ 8 


tretung vor dem Gerichte gewerbmäßig betreiben, zurückweiſen. Pig 
Gemeindevorſteher, welche als ſolche legitimirt ſind, bedürfen zur Vertre⸗ 
tung ihrer Gemeinden einer beſonderen Vollmacht nicht. 5 

Ad, ee r 


Liegt einer öffentlichen Behörde als Partei die Wah mähmung des öffent⸗ 7 r fd 


* 


5 
% lichen Intereſſes ob, jo kann auf deren Antrag der Regier gspräſident für Die "22.776 
. mündliche Verhandlung vor dem Bezirksverwaltungsgerichte, und der Reſſort⸗ . 1 


BR 


minifter für die mündliche Verhandlung vor dem Oberperwaltungsgerichte einen —— 
Kommiſſar zur Vertretung der Behörde beſtellen. dan die, e IA 
Der Regierungspräſident beziehungsweiſe deß Reſſortminiſter kann in eee 
geeigneten Fällen auch ohne Antrag einer Partei einen beſonderen Kommiſſar e 
ur Wahrnehmung des öffentlichen Intereſſes für die mündliche Verhandlung RES 
eſtellen. Der Kommiſſar iſt vor Erlaß des Ezurtheils mit feinen Ausführun⸗ == Ae 
gen und Anträgen zu hören. ,, 


or 


$. 45.8 
Die mündliche Verhandlung erfolgt unter Zuziehung eines vereidigten 2 
Protokollführers. Das Protokoll muß Ne weſentlichen Hergänge der Verhand⸗ , e eee e 
lung enthalten. Daſſelbe wird von Na Vorſitzenden und dem Protokollführer e , 
unterzeichnet. Ef Bet: 
{ 46 en, See, Et 


Das Gericht ift befugt, geeigneten Falls ſchon vor Anberaumung eee 
der mündlichen Verhandlung Unterſuchungen an Ort und Stelle zu veran⸗ 
laſſen, Zeugen und Sachverſt ndige zu laden und eidlich zu vernehmen, über⸗ 
haupt den angetretenen r nach dem Ermeſſen des Gerichts erforderlichen 
Beweis in vollem Umfagge zu erheben. 80 

. $. 47. 

Das Gericht kann die Beweiserhebung durch eines ſeiner Mitglieder oder 
erforderlichen Falls durch eine zu dem Ende zu erſuchende ſonſtige Behörde 
bewirken laſſen. Es kann verordnen, daß die Beweiserhebung in der mündlichen 
Verhandlung ſtattfinden ſoll. f 

Die Beweisverhandlungen ſind unter Zuziehung eines vereidigten oder von 
der betreffenden Behörde durch Handſchlag zu verpflichtenden Protokollführers 
aufzunehmen; die Parteien ſind zu denſelben zu laden. 

a F. 48. 

Hinſichtlich der e enz ſich als Zeuge oder Sachverſtändiger ver⸗ 
nehmen zu laſſen, ſowie hinſichtlich der im Falle des Ungehorſams zu verhängenden 
Strafen kommen die entſprechenden Beſtünmungen der am Sitze des Gerichts 
Jahrgang 1875. (Nr. 8337.) 56 gel⸗ 


5 
05 
05 
5 


r 


geltenden bürgerlichen Prozeßgeſetze mit der Maßgabe zur Anwendung, daß im 


Falle des Ungehorſams die zu erkennende Geldbuße den Betrag von 150 Mark 
nicht überſteigen darf. RS 
F. 49 


Das Gericht hat nach ſeiner freien, aus dem ganzen Inbegriffe der Ver⸗ 
handlungen und Beweiſe geſchöpften Ueberzeugung zu entſcheiden. Beim Aus⸗ 
bleiben der betreffenden Partei oder in Ermangelung einer Erklärung derſelben 
können die von der Gegenpartei vorgebrachten Thatſachen für zugeſtanden erachtet 
werden. Die Entſcheidungen dürfen nur die zum Streitverfahken vorgeladenen 
Parteien und die in demſelben erhobenen Anſprüche betreffen 

$. 50. ge 
Die Entſcheidung kann ohne vorgängige Anberaumung einer mündlichen 


Verhandlung erlaſſen werden, wenn beide Theile auf eine ſolche ausdrücklich ver⸗ 
zichtet haben. 1 15 
1 


Die Verkündigung der Entſcheidung erfolgt der Regel nach in öffentlicher 
Sitzung des Gerichts. Eine mit Gründen verſehene Ausfertigung der Entſcheidung 
iſt den Parteien und, ſofern ein beſonderer Kommiſſar zur Wahrnehmung des 
öffentlichen Intereſſes beſtellt war ($. 44. Abſ. 2.), gleichzeitig auch dieſem zuzu⸗ 
ſtellen. Dieſe Zuſtellung genügt, wenn die Verkündigung in öffentlicher Sitzung 
nicht erfolgt iſt. Br 5 


Titel vn. 
Von dem Verfahren in der Berufungsinſtanz. 


$. 52. 


Gegen die in ſtreitigen Verwaltungsſachen ergangenen Endurtheile der Kreis- 
ausſchüſſe ſteht nach Maßgabe der Beſtimmungen des F. 4. den Parteien und, 
aus Gründen des öffentlichen Intereſſes, dem Vorſitzenden des Kreisausſchuſſes 
die Berufung an das Bezirksverwaltungsgericht zu. 


9 $. 53. 


Gegen die i ftreitigen Verwaltungsſachen in erſter Inſtanz ergangenen 
Endurtheile der ale ae au den ſteht nach Maßgabe der Beſtimmungen 


des $. 5. den Pakkeien und, aus Gründen des öffentlichen Intereſſes, dem Re⸗ 
gierungspräſidenten die Berufung an das Oberverwaltungsgericht zu. 
4 $. 54. 
Die Friſt zur Einlegung der Berufung beträgt vorbehaltlich der Beſtim⸗ 
mungen, der $$. 58. und 84.: 
I zehn Tage: i 
I) in Streitſachen, betreffend die Aufrechterhaltung oder Aufhebung 
polizeilicher Verfügungen und Straffeſtſetzungen, egekutivifcher An⸗ 
ordnungen oder e der Gemeindebehörden und 
Amtsvorſteher, beziehungsweiſe der Polizeiverwalter 5 ; 
2) in 


Y n 


2) in Streitſachen, betreffe 
Geldbußen in Haft ($. 82. der Kreisordnung vom 13. Dezember 1872. 
Geſetz⸗Samml. S. 661.) 


3) in Streitſachen, betreffend die Verpflichtung zur Unterſtützung hülfs⸗ 


betreffend die Ausführung des Bundesgeſetzes über den Unterſtützungs⸗ 
wohnſitz, Geſetz⸗Samml. S. 130.) ; 

4) in ſtreitigen Wegebauſachen, betreffend die Frage, was im Intereſſe 
des öffentlichen Verkehrs geſchehen muß, — oder die Frage, ob ein 
Weg, deſſen Eigenſchaft als öffentlicher oder als Privatweg ſtreitig 
iſt, für den öffentlichen Verkehr in Anſpruch genommen werden ſoll 
(§ 135., II. Nr. 1. a., 1.c. der Kreisordnung vom 13. Dezem⸗ 
ber 1872.) ' 


5) in Streitſachen, betreffend die Entnahme von Wegebaumaterialien 
($. 53. des Nr vom 11. Juni 1874., betreffend die Enteignung 
don Grundeigenkhum, Geſetz»Samml. ©. 221); 
6) in Streitſachen, betreffend die Geſtattung oder Verſagung neuer An⸗ 
ſiedelungen (F. 29. beziehungsweiſe F. 1. der Geſetze, betreffend die 
Zertheilung von Grundſtücken und die Gründung neuer Anſiedelungen 
in den Provinzen Preußen, Brandenburg, Pommern, Poſen , Schleſien 
und Sachſen vom 3. Januar 1845. Geſetz-Samml. S. 25. und 
vom 26. Mai 1856., Seh. Saum, S. 613.; — F. 10. des Geſetzes, 
betreffend die Gründung neuer Anſiedelungen in der Provinz Weſt⸗ 
falen vom 11. Juli 1845. Geſez⸗Samml. S. 4960; 
7) in allen Fällen, in denen die Geſetze zur Anſtellung der Klage im 
. „Verwaltungsſtreitverfahren eine Friſt von 10 Tagen beſtimmen; 
II. einundzwanzig Tage in allen vorſtehend nicht erwähnten Fällen. 
Die Berufungsfriſt beginnt für die Parteien mit der Zuſtellung des End⸗ 
urtheils; ſie beginnt für den Regierungspräſidenten, wenn ein Kommiſſar zur 
Wahrnehmung des öffentlichen Intereſſes beſtellt war ($. 44. Abſ. 2.), mit der 
Zuſtellung des Endurtheils an letzteren. In allen anderen Fällen iſt die Be⸗ 
rufung des Regierungspr ſidenten ausgeſchloſſen, ſobald die den Parteien frei⸗ 
ſtehenden Friſten e find. Der Tag der Zuftellung wird nicht gerechnet. 


5 55 
1 1. 5 
Innerhalb der im 85 54. gedachten Friſt ift, bei Verlust des Rechtsmittels, 
die Berufung bei dem erwaltungsgerichte, gegen deſſen Entſcheidung dieſelbe 
gerichtet tft, ſchriftlch anzumelden und zu rechtfertigen. 
Das Verwaltungsgericht prüft, ob die Anmeldung rechtzeitig erfolgt iſt. 


Iſt dies der Fall, jo wird die Berufungsſchrift mit ihren Anlagen der Gegen: 
partei und, wenn die Berufung von dem Regierungspräſidenten eingelegt iſt, 
beiden Parteien zur ſchriftlichen Ges enerklärung innerhalb einer beſtimmten, von 
einer bis zu vier Wochen zu am Friſt zugefertigt. 

Gr, 8337.) 56* Zur 


EEE 


nd die Umwandlung rechtskräftig feitgefebter 


bedürftiger Angehörigen (F. 66. des Geſetzes vom 8. März 1871. 5 


2 
Mn 


Zur Rechtfertigung der Berufung, ſowie zur Gegenerklärung kann in nicht | 


ſchleunigen Sachen eine angemeſſene, der Regel nach nicht über zwei Wochen zu 
erſtreckende Nachfriſt gewährt werden. > 5 
Iſt die Friſt verſäumt, fo iſt die Berufung ohne Weiteres durch einen 
mit Gründen verſehenen Beſcheid zurückzuweiſen. Namens des Bezirksverwal⸗ 
tungsgerichts ſteht im Falle des Einverſtändniſſes auch den beiden ernannten 
Mitgliedern, Namens des Kreisausſchuſſes auch dem Vorſitzenden, der Erlaß eines 
ſolchen Beſcheides zu. In demſelben iſt dem Berufungskläger zu eröffnen, daß 
ihm innerhalb einer zehntägigen Friſt vom Tage der Zuſtellung an die Be⸗ 
ſchwerde an das Berufungsgericht zuſtehe, widrigenfalls es bei dem Beſcheide 
verbleibe. i 
$. 56. 
Der Berufungsbeklagte kann ſich der Berufung anſchließen, ſelbſt wenn 
die Berufungsfriſt verſtrichen iſt. 0 
§. 5 f 
Nach Ablauf der Friſt ſind die Verhandlungen dem Berufungsgerichte 
einzureichen. Die Parteien beziehungsweiſe der Regierungspräſident ſind hiervon 
unter abſchriftlicher Mittheilung der eingegangenen Gegenerklärungen zu benach⸗ 
richtigen. . 
§. 58. 


Will der Vorſitzende des Kreisausſchuſſes gegen eine Entſcheidung des letzteren 
die Berufung einlegen, ſo hat er dies ſofort zu erklären. Die Verkündigung 
der Entſcheidung bleibt in dieſem Falle einſtweilen, jedoch längſtens drei Tage 
ausgeſetzt. Sie erfolgt mit der Eröffnung, daß im öffentlichen Intereſſe die Be⸗ 
rufung eingelegt worden ſei. Iſt die Verkündigung ohne dieſe Eröffnung er⸗ 
folgt, jo findet die Berufung im öffentlichen Intereſſe nicht mehr ſtatt. Die 
Gründe der Berufung ſind den Parteien zur ſchriftlichen Erklärung innerhalb 
der im §. 55. gedachten Friſt mitzutheilen. Nach Ablauf der Friſt ſind die Ver⸗ 
handlungen dem Bezirksverwaltungsgerichte einzureichen und die Parteien hier⸗ 
von zu benachrichtigen. 

b 8 


Bezüglich der von einer Partei eingelegten Berufung findet die Beſtimmung 
des §. 37. für das Berufungsgericht entſprechende Anwendung. | 


Die Ladung der Parteien zur mündlichen Verhandlung erfolgt unter der 
Verwarnung, daß beim Ausbleiben nach Lage der Verhandlungen werde ent⸗ 
ſchieden werden. 

5 $. 61. 


Iſt die Berufung von dem Vorſitzenden des Kreisausſchuſſes oder von 
dem Regierungspräſidenten aus Gründen des öffentlichen Intereſſes eingelegt, 
ſo entſcheidet das Berufungsgericht zunächſt über die Vorfrage, ob das öffent⸗ 
liche Intereſſe für betheiligt zu erachten iſt. Wird die Vorfrage verneint, ſo 
weiſt das Berufungsgericht, ohne im Uebrigen in die Sache ſelbſt einzutreten, 
die Berufung als unſtatthaft zurück. g 


§. 62. 


. 8 $. 62. 5 } 
Die 8 38. 40. 41. — mit Ausſchluß der Beſtimmungen über die Abin⸗ 
derung der Klage — $$. 42. bis 51. find auch für das Verfahren in der Bf 
rufungsinſtanz maßgebend. 8 Er. 
Die Zufertigung der Entſcheidung erfolgt durch Vermittelung desjenig 
Verwaltungsgerichts, gegen deſſen Entſcheidung die Berufung eingelegt, 
den war. f 4 


en 


Titel VIII. j 
Von dem Verfahren in der Reviſionsinſtanz 45° >» 

5 g $. 63. 4. 

Gegen die von den Bezirksverwaltungsgerichten in zwefter Inſtanz er⸗ 
laſſenen Endurtheile ſteht nach Maßgabe des F. 5. den Parteien und, aus Grün⸗ 
den des öffentlichen Intereſſes, dem Regierungspräſidenten das Rechtsmittel 
der Reviſion an das Oberverwaltungsgericht zu. 4 


i $. 64. 

Die Reviſion kann nur darauf geſtützt werden;“ 

1) daß die angefochtene e de auf der Nichtanwendung oder 10 

der unrichtigen Anwendung des beſtehenden Rechts, insbeſondere au 
der von den Behörden innerhalb ihrer Zuſtändigkeit erlaſſenen Verord⸗ 
nungen beruhe; 7 
2 daß das Verfahren an weſentlichen Mängeln leide. 
F. 65. 

Die Beſtimmungen des F. 38., des $. 41. — mit Ausſchluß der Be⸗ 
ſtimmungen über die 0 der Klage — ſowie der Fd. 42. bis 45. 50. 
und 51. 54. bis 57. 59. (37.) 60, find auch für die Friſt zur Einlegung und 
1 der Reviſion, ſowie für das Verfahren in der Reviſionsinſtanz 
maßgebend. . 

Die Anmeldung der Reviſion hat bei demjenigen Verwaltungsgerichte zu 
erfolgen, welches in erſter Inſtanz entſchieden hat. f 

, $. 66. 

In der Reviſionsſchrift ift anzugeben, worin die behauptete Nichtanwen⸗ 
dung oder unrichtige Anwendung des beſtehenden Rechts oder worin die be⸗ 
haupteten Mängel des Verfahrens gefunden werden. 

. $. 67. 

Das Oberverwaltungs ericht iſt bei ſeiner Entſcheidung an diejenigen 
Gründe nicht gebunden, 1 90 zur Rechtfertigung der geſtellten Anträge geltend 
gemacht worden ſind. ö 


je $. 68. 
Erachtet das Oberverwaltungsgericht die Reviſion für begründet, fo hebt 
es die angefochtene Entſcheidung auf und entſcheidet in der Sache ſelbſt, wenn 
dieſe 


(Nr. 8837.) 


dieſe ſpruchreif erſcheint. Die Zufertigung der Entſcheidung erfolgt durch Ver⸗ 
mittelung desjenigen Verwaltungsgerichts, welches in erſter Inſtanz entſchieden hat. 


$: 69. J 1 
Iſt die Sache nicht ſpruchreif, ſo verweiſt das Oberverwaltungsgericht 
dieſelbe zur anderweitigen Entſcheidung an das Bezirksverwaltungsgericht zu⸗ 
rück und verordnet die Wiederholung oder Ergänzung des Verfahrens, ſoweit 
es nach ſeinem Ermeſſen mit einem weſentlichen Mangel behaftet iſt. 
$. 70. . 

Das Bezirksverwaltungsgericht, an welches die Sache zurlckgewieſen wird, 
hat bei dem weiteren Verfahren und bei der von ihm anderweitig zu treffenden 
Entſcheidung die in dem Aufhebungsbeſchluſſe des Oberverwaltungsgerichts auf- 
geſtellten Grundsätze als maßgebend zu betrachten. £ 


N 
1 


N Titel X. | 
Von den Koſten des Verfahrens und ‚yon der Vollſtreckung der 
Entſcheidungen. 
9.71% 
Das Verfahren vor den Verwaltungsgerichten iſt ſtempelfrei. 
9 72. 


Dem unterliegenden Theile ir die Koſten und die baaren Auslagen des 
Verfahrens, ſowie die erforderlichen baaren Auslagen des obſiegenden Theiles zur 
Laſt zu legen, — die letzteren mit Einſchluß der ſebühren, welche der obſiegende 
Theil einem ihn vertretenden Rechtsanwalte für ee der mündlichen 
Verhandlung vor dem Bezirksverwaltungsgerichte oder vor dem Oberverwal⸗ 
tungsgerichte zu zahlen hat. 

Im Endurtheil iſt der Werth des Streitobjektes feſtzuſezen. Die Ge⸗ 
1 818 der Rechtsanwalts find in erſter und zweiter Inſtam nach den Vorſchriften 
und Gebührentarifen zu liquidiren, welche für dieſe Inſtanzen bei den ordent⸗ 
lichen Gerichten am Sitze des Verwaltungsgerichts, wo das Streitverfahren 
ſchwebt, gelten. Für die bei dem Oberverwa tungsgerichte anhängigen Sachen 
kommt der Gebührentarif für die bei dem Obertribunal angeſtellten Rechts⸗ 
anwalte zur Antbendung. i 


65 N. 73. 
Die Koſten und baaren Auslagen bleiben dem obſiegenden Theile zur 
Laſt, ſoweit fie durch fein eigenes Verſchulden entſtanden ſind. 
A H. 74. 


. Die Entſcheidung über den Koſtenpunkt ($$. 72. 73.) kann nur gleich⸗ 


zeit, mit der Entſcheidung in der Hauptſache durch Berufung oder Reviſion 
angefochten werden. 9 5 


An Koften kommt ein Pauſchquantum zur Hebung, welches im Höchſt⸗ 
betrage bei dem Kreisausſchuſſe und bei dem Bezirksverwaltungsgerichte ſechszig 
Mark, bei dem Oberverwaltungsgerichte einhundertundfünfzig Mark nicht über⸗ 
ſteigen darf. Für die . des Pauſchquantums, ſowie der Gebühren 
für Zeugen und Sachverſtändige, kann von den Miniſtern der Finanzen und des 
Innern ein Tarif aufgeſtellt werden. . : 


| $. 76. £ 

Die Erhebung eines Pauſchquantums findet nicht tat: 

I) wenn der unterliegende Theil eine öffentliche⸗ Behörde iſt, inſoweit die 

angefochtene Verfügung oder Entſcheidung derſelben nicht lediglich die 

Wahrung der Haushaltsintereſſen eines don der Behörde vertretenen 

Kommunalverbandes zum Gegenſtande hätte; die baaren Auslagen des 

Verfahrens und des obſiegenden Theils fallen demjenigen Kommunal⸗ 
verbande zur Laſt, als deſſen Organ die Behörde gehandelt hat; 

2) bei dem Kreisausſchuſſe, wenn die Entſcheidung ohne vorgängige münd⸗ 

liche Verhandlung erfolgt ift; 1 

3) bei dem Kreisausſchuſſe in det Fällen der SS. 60. bis 62. des Ge⸗ 

ſetzes vom 8. März 1871., betreffend die 1 des Bundes⸗ 
geſetzes über den Unterſtützungswohnſitz (Geſetz-Samml. S. 130.); 

4) bei dem Bezirksverwaltungsgerichte und bei dem Oberverwaltungs⸗ 

95 ſoweit die Berufung oder die Reviſion von dem Vorſitzenden 

es Kreisausſchuſſes, beziehungsweiſe von dem Regierungspräſidenten 

eingelegt worden wax ; 


$. 77. 


Die Koſten und baafen Auslagen werden von dem Verwaltungsgerichte 
feſtgeſetzt, welches in der Sache ſelbſt entſchieden hat. Gegen den Feſtſezungs. 
beſchluß des Kreisausſchuſſes findet innerhalb ng Tagen die Be⸗ 
ſchwerde an das Bezirksverwaltungsgericht ſtatt. Das letztere entſcheidet in allen 
Fällen endgültig. 
f :- F. 78. 

Dem untepltegenden Theil kann, im Falle des beſcheinigten Unvermögens 
oder wenn ſonſt ein beſonderer Anlaß dazu vorliegt, gänzliche oder theilweiſe 
i Koſtenfreiheit bewilligt werden. Gegen den das Geſuch ablehnenden Beſchluß 
des Kreisausſchuſſes findet die le an das Bezirksverwaltungsgericht ſtatt. 

Das letztere entſcheidet in allen Fällen endgültig. 


§. 79. 
Die Vollſtreckung der Entſcheidungen der Verwaltungsgerichte erfolgt im 
* eder adminiſtrativen Exekution. Die Vollſtreckung wird Namens des Ver⸗ 
walffingsgerichts, welches in erſter Inſtanz entſchieden hatte, von dem Vorſſtzen⸗ 
deer des letzteren verfügt. Ueber Beſchwerden gegen dieſe Verfügungen des Vor⸗ 
(Nr. 8337.) ſitzen⸗ 


ſitzenden entſcheidet, ſoweit nicht der ordentliche Rechtsweg ſtattfindet, das Ver⸗ 
ande d t. Gegen die Entſcheidung des Kreisausſchuſſes findet die Beſchwerde 
an 111 Bezirksverwaltungsgericht ſtatt. Das letztere entſcheidet in allen Fällen 
endgültig. a 


' . 
Titel X. Pi 
Schluß⸗ und Ucbetgangebetimmuigen, 
$. 80. fe 


Das gegenwärtige Geſetz tritt in den Provinzen Preußen, Brandenburg, 
Pommern, Schleſien und Sachſen, ſowie in den H Ohenzollernſchen Landen mit 
dem 1. Oktober 1875. in Kraft. , 

Es tritt in den übrigen ce der Mofiarchie in Kraft, je nachdem 
in denſelben auf Grund zu erlaſſender beſondeter Geſetze die Einſetzung von 
Kreisausſchüſſen bewirkt fein wird. Der betkeffende Zeitpunkt wird für jede 
Provinz durch Königliche Verordnung bekamzik gemacht. N 

F. SE 

Alle in dem gegenwärtigen Geſetze Horgeſchriebenen 1 5 ſind präkluſiviſch. 
Sir die Berechnung derſelben ſind diß am Sitze des Gerichts geltenden bürger⸗ 
i 
b 


chen Prozeßgeſetze maßgebend, infgtveit das vorliegende Gefek nichts Anderes 
eſtimmt. 


2 4 . on 
e ne u „am rt 


PEN 

5 Auf die vor dem 1. Oktober 1875. bereits anhängig gemachten Sachen 
2 finden in Beziehung auf 91 Verfahren und die Zuläſſigkeit der Rechtsmittel 
e eee ede lediglich die Beſtimmungen⸗ er früheren Geſetze Anwendung. 


VVT , ine, © 


“ 7 KS e eee. W , er t. e 
Z u np me Fee 1 

. Die in dem Geſetze vom 8. April 1847. (Geſetz⸗Samml. S. 170.) be⸗ 
. zeichneten Verwaltungsbehörden ſind auch in ſtreitigen Verwaltungsſachen zur 
| E Wertes befugt. 

g des Kompetenzkonflikts (Geſetz vom 8. April 1847.) auf 
ptung, daß in einer vor dem Verwaltungsgerichte anhängig 
e die ee ie zuſtändig ſei, funded nicht ſtatt. 
waltungsgerichte haben ihre Zuſtändigkeit von Amtswegen wahr⸗ 


A Su 2975, Die Erheh 


9 gemachten Sag 
| Die Q 
| zunehmen. 
ö Wir von einer Partei die Einrede der Unzuſtändigkeit erhoben, fo hat 
} das Verwaltungsgericht über dieſelbe vorab zu entſcheiden. Gegen die Entſchei⸗ 
dun findet innerhalb zehn Tagen — vorbehaltlich der Beſtimmung des $. 58. — 

die Berufung unmittelbar an das Oberverwaltungsgericht ſtatt. 
Haben ſich in derſelben Sache die Verwaltungsbehörde und das Ver⸗ 
waltungsgericht für zuſtändig erklärt, ſo entſcheidet auf Grund der ſchriftlichen 
klärungen der über ihre Kometen ſtreitenden Behörden und nach Anhörung 
er Parteien das Oberverwaltungsgericht. Das Gleiche gilt in dem Falle, went 
ie 


% % EN RENNER RS 

die Verwaltungsbehörde und das Verwaltungsgericht ſich in der Sache für 

unzuſtändig erklärt haben. 1 
N F. 84. 

Durch das gegenwärtige Geſetz werden nicht berührt: 25 

1) rückſichtlich der zur Zuſtändigkeit der Verwaltungsgerichte gehörenden 
in Streitſachen, die Beſtimmungen der $ 20. 21. 

er Gewerbeordnung vom 21. Juni 1869. (Bundes-Gefegbk "©. 245.); 

2) rückſichtlich der zur Zuständigkeit der Verwaltungsgerichte gehörenden, 
die Entfernung aus dem Amte beziehungsweiſe die unfreiwillige Ver⸗ 
ſetzung in den Ruheſtand betreffenden Streitſachen, die Beſtimmungen 
des Geſetzes vom 21. Juli 1852., betreffend die Dienſtvergehen der 
nicht richterlichen Beamten ꝛc. (Geſetz-Samml. S. 463.) , 

3) rückſichtlich der zur Zuſtändigkeit der Verwaltungsgerichte gehörenden 
Armenſtreitſachen, die Beſtimmungen des Reichsgeſetzes über den Unter- 
ſtützungswohnſitz vom 6. Juni 1870. (Bundes⸗Geſetzbl. S. 360.). 

. 


§. 85. 


Auf das Bezirksverwaltungsgericht u Sigmaringen finden die Beſtim⸗ 
mungen dieſes Geſetzes mit folgenden Neßgaben Anwendung: N 
1) Die von dem Könige zu ernennenden Mitglieder werden aus der Zahl 
der am Sitze des Bezirksverwaltungsgerichts ein richterliches beziehungs⸗ 
weiſe ein höheres Verwaltüngsamt bekleidenden Beamten für die Dauer 
ihres Hauptamtes beſtellt. 
2) Sämmtliche Mitglieder des Bezirksverwaltungsgerichts bleiben in 
Thätigkeit für diejenige Zeit, für welche fie beſtellt worden find. 


. §. 86. 
4 
So lange bei den ee ein ausreichender Geſchäfts⸗ 
umfang nicht vorhanden iſt, kann bei denſelben die Beſtellung der vom Könige 
zu e e im Nebenamte für die Dauer ihres Hauptamtes am 
Sitze des Bezirksverwaltungsgerichts erfolgen. 
1 


1 | $. 87. 

Die von den Provinziallandtagen gewählten Mitglieder der beſtehenden 
Bezirksverwaltungsgerichte verbleiben in Thätigkeit für diejenige Zeit, für welche 
ſie beſtellt worden iind. Daſſelbe gilt von den ernannten Mitgliedern dieſer 
Bezikksverwaltungsgerichte, jo lange bei denſelben die Beſtimmung des F. 86. 


$. 88. 
Bis zum Schluſſe des Jahres 1880. kann die Stelle eines Mitgliedes 
des e mit Ausnahme derjenigen des Präſidenten und 
eines zweiten Mitgliedes, als Nebenamt auf die Dauer des Hauptamtes ver⸗ 
liehen werden. g 
Jahrgang 1875. (Nr. 8337.) 57 Auf 


Auf die demgemäß ernannten Mitglieder des Oberverwaltungsgerichts N 
finden die Beſtimmungen der $$. 20. bis 24. nur in dieſer ihrer Eigenſchaft 
Anwendung. 1 5 


F. 89. En 


a Brautenbun Mit dem Tage des Inkrafttretens des gegenwärtigen Geſetzes kommen die 


en. Beſtimmungen des F. 56. des Geſe & über die Enteignung von Grundeigen⸗ 
Rn ee, tum vom 11. Juni 1874. (Geſetz Samml. S. 221.) in dem geſammten 
Br... Geltungsbereiche des letzteren zur Anwendung. Die in dem Geſetze vom 
Er 11. Juni 1874. dem Verwaltungsgerichte übertragene Entſcheidung erfolgt im 
Br: Verwaltungsſtreitverfahren. tor eee 


Mit dem Tage des Inkrafttretens des gegenwärtigen Geſetzes treten außer 

Geltung: a | | 

1) die $$. 40. bis 48. 50. bis 56. des Geſetzes vom 8. März 1871., 
betreffend die Ausführung des Bundesgeſetzes über den Unterſtägungs“ 
wohnſitz (GeſetzSamml. S. 130.); 

2) die $$. 141. bis 163. 165. der Kreisordnung vom 13. Dezember 1872. 
(Geſetz⸗Samml. S. 661.), ſoweit fie das Verfahren in ſtreitigen Ver⸗ 
waltungsſachen zum Gegenſtande haben, ſowie die $$. 187. bis 198. 
derſelben Kreisordnung, im Geltungsbereiche der letzteren iſt in den 
H. 110. daſelbſt erwähnten Fällen innerhalb zehn Tagen die Klage bei 
dem Bezirksverwaltungsgerichte anzuſtellen. . 


Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. i 


Gegeben Bad Ems, den 3. Juli 1875. 


(L. S.) Wilhelm. 


Camphauſen. Gr. zu Eulenburg. Leonhardt. Falk. v. Kameke. 
Achenbach. Friedenthal. 


(Ir. 8338.) 


A. 
8 55 
eee 


EN. 


. 
* 


we nach Jahresbeträgen verzeichneten Ausga 


l 


0 betreffend die Ausgaben für das Oberverwaltungsgericht. Vom 4. Juli 1875. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen x. 
fel mit Zuſtimmung beider Häuſer des Landtages der Monarchie, was 
gt, 20) > 5 
winnen 185 Einziger Artikel. 
Die Staatsregierung wird e „die in der anliegenden Ueberſicht 
en für das Oberverwaltungsgericht 
vom 1. Oktober 1875. ab zu leiſten. i 
Die Mittel zur Deckung der gedachten Ausgaben ſind für das Jahr 1875. 
aus den Ueberſchüſſen des Haushalts des Jahres 1874. zu entnehmen. 
Für die Folge werden die Ausgaben für das Oberverwaltungsgericht in 
den Staatshaushalts⸗Etat aufgenommen. 
Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. fit ? 


Gegeben Bad Ems, den 4. Juli 1875. 


(IL. S.) Wilhelm. 


Camphauſen. Gr. zu Eulenburg. Leonhardt. Falk. v. Kameke. 
Achenbach. Friedenthal. 


(Nr. 8388.) Ueber⸗ 


— 394 ͤ— 


Ueberſicht 


den Ausgaben für das Oberverwaltungsgericht. 


Tit. Nr. 2 
| ; ; 8 Fe a Mark. | Pf. 
— —— [—ꝓbͥ. 
E Beſoldungen. 1 
i 1. | ein Präſident FFT 15,000 | — 
ein Mert) re 3700 | — 
>. | 5 nebenamtlich fungirende Räthe u 1500 Mark. 7,500 = 
Summa Titel 1. 31,200 — 
2. Zu Wohnungsgeldzuſchüſſen. | 
A Dem eiten a 
2. dem Nalh Lad ER Ran 1,200 08 
Summa Titel 2. 27700 — 
3; Andere perſönliche Ausgaben. 
’ Remunerirung von Büreauarbeitern, Boten x. .. 6,000 | — 


4. a Sächliche Ausgaben. 
Zu Büreaubedürfniſſen aller Art und zu unvorher⸗ 
d ea 6,000 
Summa für ſich. 


ö 
Summa für ſich. 


Rekapitulation. 
. 31200. 
7 2. one 2,700 r 
SEN 6,000 — 
Ä unse 6,000 | — 
| Summa der Ausgabe 45,900 | — 


Redigirt im Büreau bes Staats⸗Miniſteriums. 
Berlin, gedruckt in der Königlichen Geheimen Ober⸗Hofbuchbruckerei 
(R. v. Decker). 


